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Opposition über den Tisch gezogen 
DDR-SPD verriet Konsens mit den anderen Oppositionsgruppen 


Vor den Verhandlungen zur Regierungsbeteiligung hat sich die DDR- 
Opposition auf 3 gemeinsame Vorraussetzungen geeinigt. 

1. Dem Runde Tisch müssen alle Gesetzesinitiativen und Änderungs- 
vorschläge vorgelegt werden. Der Runde Tisch kann bei Ablehnung 
die Vorlagen wieder an die Vorlagen an die Volkskammer zurückge- 
ben. 

2. Bis zu den Volkskammerwahlen dürfen keine einseitigen Gesetzes- 
und Verfassungsänderungen vorgenommen werden. 

3. Nominierung einer Personalregierung (nicht an Parteien gebunden) 
durch den Runden Tisch. Die Mitgliedschaft der Regierungmit- 
‘ glieder in Parteien und Vereinigungen ruht bis zu den Wahlen. 

Beim Gespräch mit Ministerpräsident Modrow am 2811. wurden diese 
Punkte als Bedingung vorgelegt. Modrow hielt daraufhin eine beschwö- 
rende Rede, lehnte die 3 Punkte ab und schlug einen vorgezogenen 
Wahltermin vor. Die Oppositionsparteien zogen sich daraufhin zu einem 
Gespräch zurück und einigten sich darauf, dennoch nicht von den 3 


abzugehen.. 

Doch die SPD brach, die Vereinbarungen sofort bei Wiederaufnahme 
der Verhandlungen. Ibrahim Böhme (DDR-SPD) meldete sich zu Wort. 
Böhme meinte, die Regierung Modrow sei in der Krise. Deshalb müsse 
eine Regierung zur nationalen Rettung geschaffen werden. Er schlage 
für vorgezogene Wahlen den 18.3. als Termin vor. 

Entsetzen und Ratlosigkeit bei den anderen Oppositionsgruppen. 
Als erste faßte sich der Vertreter des Demokratischen Aufbruch, 
sprang auf und schloß sich der SPD an, danach folgten Stück für Stück 
die anderen. Zum Schluß blieb als einzige die Vereinigte Linke bei 


ee Aber nachdem dann beschlossen wurde, daß alle 


inbahrungen nur im Konsens aller Beteiligten gemacht 
werden, fielen auch die Vertreter der Vereinigten Linken um. 
Die Vereinigte Linke protestierte immerhin 3 Tage später, am 


31.1., aufs schärfste gegen die Vorziehung des Wahltermins, ohne 


daß es bisher eine Volksaussprache zum Wahl-, Parteieh“ und Medienge- 
setz gegeben hat, und ohne daß die bisherigen Benachteiligungen 
oppositioneller Bewegungen außer Kraft gesetzt worden sind. Die Zeit 
sei viel zu kurz. Die Vorverlegung stranguliere die Bürgerbewegungen. 

Die Vereinigte Linke forderte gesetzlich garantierte Chancengleich- 
heit und die Einhaltung der im Wahlgesetzentwurf festgelegten 
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Fristen. Die Vereinigte Linke erklärte sich nur unter bestimmten 
Bedingungen bereit, an der Regierung teilzunehmen, nämlich: 
- keine Grundsatzentscheidungen der Regierungen bis zu den Wahlen 
- Regierungsvereinbahrungen nur im Konsens mit allen an der 
Regierung beteiligten Kräften 
- keinerlei Sozialabbau 
- joint ventures-Verhandlungen nur mit Zustimmung und unter 
Kontrolle der demokratisch gewählten betrieblichen Interessen- 
vertretungen der Werktätigen 
- Umgestaltung des kommunalen Lebens nur über Bürgerkomitees und 
Bürgerinitiativen. 
Am 1.2., nach der Verkündigung von Modrows Dreistufenplan "Deu 
land, einig Vaterland”, beschloß die Vereinigte Linke endgültig d 
Austritt aus Me ai "wi ferdärte: &le andahin Bükplrhennme 
auf, sich anzuschließen. Die Verkündigung geschah ohne Rücksprache 
mit den meisten anderen Oppositionsgruppen und stellten daher einen 
Bruch der Regierungsvereinbarungen dar. 
Die Vereinigte Linke lehnt die Bildung einer Wirtschafts-, 


- Währungs und Verkehrsunion und Rechtsangleichung mit der BRD ab. 


Damit sei Modrows Putsch gemeinsam mit der SPD perfekt. Mit dem 3- 
Punkte-Plan Modrows befinde sich ein Teil der demokratiuschen Kräfte 
des Landes wieder in Opposition. Trotzdem werde die V Linke 
weiter für eine Alternative zu Stalinismus und Kapitalismıs eintre- 
ten.‘ d.t 


was ganz Neues 


R erung ohne si tion 
Die Regierung der "Nationalen Verantwortung” 


Seit Montag (5. Januar) haben wir wieder eine Regierung ohne Ki} 


tion. Die "Nationale Front" seligen Angedenkens hat in der Koaliti 
der "Nationalen Verantwortung" ihren Nachfolger gefunden. Alle am 
Runden Tisch in Berlin vertetenen Parteien stellen in ihr Minister 
ohne Geschäftsbereich. Draußen bleibt nur die kleine "Vereinigte 
Linke”, deren Gewissen schlug, als Modrow seinen Plan zur Einheit 
Deutschlands verkündete. Draußen bleibt auch die bisher nicht am 
Runden Tisch vertetene DSU. 

Dieses Kabinett will bis zu den vorgezogenen Wahlen für Stabilität 
sorgen. Es ist sehr fraglich, ob es das kann. 
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* Die Streiks und sozialen Forderungen werden dieser Regierung 
zuliebe nicht nachlassen, denn sie sind zumeist Reaktion auf 
angestaute soziale Ungerechtigkeiten. Das Bedürfnis, sich zu 

ieren und nach den Jahrzehnten der erzwungenen Sprach- 
losigkeit endlich selbst auf der Bühne aufzutreten, ist einfach 
zu groß. 

* Die Regierung wird also ständig unter dem Druck der Bevölkerung 
leben müssen. Vor dieser Regierungsbildung konnten die in 
Bewegung geratenen Menschen hoffen, in den Oppositionsgruppie- 
rungen am Runden Tisch einen Ammralt zu finden. Diese Hoffnung 
hat sich nun zerschlagen. 

Oo * Die öffentlichen Verwaltungen können durch diese Regierung nicht 
repariert werden. Deren Krise ist die Folge des Untergangs der 
SED. Wenn Moärow sagt, es könne mit den alten Strukturen nicht 
mehr regiert werden, dann hat er völlig recht Man muß nur 
hinzufügen, daß die Mehrheit der Bevölkerung alles will, nur 
nicht diese alten Strukturen zu retten. 

* Die Regierung Modrow wird durch den Beitritt der hen Caseie- 
rungen auch nicht stabiler. Die Übereinkunft, Beschlüsse nur im 
Konsens, also einstimmig zu fassen, wird eine Beschlußunfähig- 
keit zur Folge haben, weil sich die verschiedenen Kräfte 
gegenseitig blockieren. Sollten sich die Mitte-Rechtsparteien 
wie Demokratischer Aufbruch, DSU und Ost-CDU doch noch unter der 
Führung von Kohl una Rühe zusammenfinden, wird sie keine 
"Nationale Verantwortung” daran hindern, das Kabinett noch vor 
den Wahlen zu verlassen. 

* Der Runde Tisch wird durch das neue Kabinett geschwächt, weil 
die wichtigsten Vertreter der früheren Opposition in die 
Kabinettsdisziplin eingebunden sind. Der Runde Tisch kann jetzt 

@ nicht mehr fordernd gegenüber der Regierung auftreten, sondern 

7 nur noch begleitend. 

Die Bilanz, die Hans Modrow in seiner Regierungserklärung® vom 29. 
Januar vorlegte, hätte den sofortigen Rücktritt der Regierung zur 
Folge haben müssen. Warum haben die Oppositionsgruppierungen nicht 
selbst den Anspruch auf die Bildung einer Übergärigsregierung ge- 
stellt. Die SPD kräht doch sonst immer so laut, sie sei die Stärkste 
und Schönste. Verantwortliches Handeln in kritischer Lage hätte von 
ihr verlangt, die Führung in einer solchen Übergangsregierung zu 
übernehmen. Sie versteckt sich aber ebenso hinter den schmalen 
Schultern von Hans Modrow wie die übrigen Gruppierungen der früheren 
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Opposition. Diese Flucht vor der Verantwortung stellt kein gutes 
Zeichen für die Wahl am 18. März und die Zeit danach dar. 


"Wir verstehen uns als der verlängerte Arm des Runden Tisches" 
Interview mit Gerd Poppe 

(Initiative Frieden und Menschenrechte), neugebackener Minister ohne 
Geschäftsbereich in der Regierung Modrow 


telegrapı: Es wächst der Mensch mit seinen höhern Zwecken - gab 
Schiller uns Nachgeborenen auf den Weg. Herr Poppe, was sind 
höherern Zwecke der Regierungsbeteiligung der früheren Opposition? 
Poppe: Der eine Zweck ist die Aufrechterhaltung der Regierungsfähig- 
keit. Zunächst bestand Konsens unter den Oppositionsgruppierungen, 
daß die Regierungsbeteiligung gebunden ist an inhaltliche Zusammen- 
hänge. Also z.B. bei der Wirtschaftsreform die soziale Absicherung 
und die Frage der Gewerkschaften. Außerdem gibt es ja die bekannten 
Auflösungserscheinungen in kommunalen Bereich. Auflösungserscheinun- 
gen gibt es auch bei der Polizei, die streckenweise nicht mehr fähig 
ist, den Verkehr zu regeln. Auflösung auch bei der Armee. Eine andere 
Aufgabe der Regierungsbeteiligung ist die Vorbereitung der Wahlen. Es 
bestand ursprünglich Übereinstimmung in der Opposition, daß es eine 
Möglichkeit wäre, Vertrauen in die Regierung herzustellen durch 
Eintritt von Oppositionsvertretern in die Regierung. In Vorgesprächen 
einigte sich die Opposition auch darauf, bestimmte Ressorts zu 
verlangen, wie z.B. Inneres, die Generalstaatsanwaltschaft oder das 
Finanzministerium. Diese Vorhaben waren natürlich gebunden an den 
Wahltermin 6. Mai, denn ein bißchen Zeit braucht man schon, um sich 
einzuarbeiten. Die SPD war es dann, die davon abrückte. Ihre Antwort 
auf die Situationsschilderung von Modrow war nun die Vorverlegung 
Wahltermins auf den 18. März. Davon machte sie jetzt ihre Regierungs- 
beteiligung abhängig. Das war richtiger Druck und ein Ultimatum. Die 
CDU erklärte daraufhin, daß sie auch nicht in die Regierung gehe 
wenn die SPD nicht darin vertreten sei. Die Vertreter der IFM haben 
sich bis zuletzt dagegen gewehrt, mußten aber schließlich doch auf 
die Forderungen der SPD eingehen. Gerlach machte dann den Kompromiß- 
vorschlag, daß der Runde Tisch drei Minister in die Regierung 
entsendet. Wir fanden aber, daß neun Minister besser sind als drei. 
Da machte Gysi den Vorschlag, daß’die Opposition doch mit Ministern 
ohne Geschäftsbereich in die Regierung eintreten solle, weil keiner 
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der alten Blockparteien so richtig bereit gewesen ist, Funktionen 
aufzugeben. Verbal haben sie das zwar erklärt, aber in der Praxis 
dann abgeblockt. So wurde der Gysi-Vorschlag schließlich akzeptiert. 
telegraph: Ist denn ein konkretes Regierungsprogramn verabredet 

worden für die Zeit bis zu den Wahlen? 


: Poppe: Es gibt das ursprüngliche Arbeitsprogramm der en das 
. ca. 40 Gesetze oder Gesetzesänderingen vorsah. Das wurde jetzt 


Gerrept: Entschuldigung, gibt es denn irgendeine schriftliche 


Vereinbarung? 

Poppe: Nein, es gibt nur Forderungen des Runden Tisches. Vor allen 
dürfen keine weitreichenden Beschlüsse gefaßt werden, über den. 
Wahltermin hinaus. | 
telegraph: Was ist denn nun aber der Inhalt der Regierung? Was soll 
positiv gemacht werden? 

Poppe: Da ist natürlich zuerst das ‚Wahlgesetz, das Parteien- und 
Vereinigungsgesetz sowie das Mediengesetz. Außerdem muß natürlich an 
einigen Stellen die Verfassung geändert werden, damit freie Wahlen 
überhaupt eine Rechtsgrundlage haben. Dabei geht es aber nur un die 
entsprechenden Artikel der Verfassung. 

telegraph: Wie soll denn nun durch die Beteiligung der bisherigen 
Opposition an der Regierung die Stabilität im Lande erreicht werden? 
Poppe: Offenbar erhofft man sich von der Autorität des Runden Tischs 


. eine beruhigende Wirkung auf die Öffentlichkeit . 


telegraph: Wer ist "man” und was heißt "offenbar"? Sie gehören jetzt 


doch selbst der Regierung an ... 


Wr: Wichtig ist das Aussenden von Appellen, z.B. der von letzter 
„che an die Polizei, ihres Amtes zu walten, v.a. im Zusammenhang mit 
dem Rechtsradikalisms. Ich hoffe, daß es nicht mehr möglich ist, am 
Runden Tisch vorbei zu entscheiden. Alle Vorlagen, die der Minister-. 
rat beschließen will, müssen uns mindestens drei Tage vorher zugelei- 
tet werden. Wir können in die verschiedenen Ministerien gehen, dort. 


bei Sitzungen hospitieren und wns aufblättern lassen, was dort in 


Vorbereitung ist. Wir haben uns mit Modrow geeinigt, daß alle 
Beschlüsse nur im Konsens fallen können, d.h. es gibt keine Mehr- 


_ heitsbeschlüsse.: Ausnahmen soll es höchstens‘ bei einer oder zwei 


abweichenden Stimmen geben, aber dann können die Minister ja vor die 


' Volkskammer treten und ihre abweichende Meinung vertreten. Wir haben 


natürlich als Minister auch die Möglichkeit, eigene Beschlußvorlagen | 
einzubringen. | 


telegraph: Die Regierungserklärung von Modrow am 29. Januar war ja 
ziemlich dramatisch, insbesondere was die Schilderung der Streiks und 
der Lohnforderungen angeht, die die DDR nicht bezahlen kann. Ist es 
Inhalt der Regierung, diese Forderungen ruhigzustellen? 
Poppe: Ich sehe das nicht als unsere Aufgabe an, aber offenbar wollen 
sie sich die Streiks vom Halse halten. Ich persönlich schließe 
Streiks als Mittel nicht aus, aber ich bin da gespalten. Ich akzep- 
tiere Streiks auch als politisches Mittel, aber im Augenblick läuft 
das sehr spontan und ungeoränet, wie z.B. bei den Milchfahrern. Die 
streiken, und dann ist es wieder zu Ende. Unsere Haltung ist, daß 
schleunigst zu einer Demokratisierung auch in der Wirtschaft kommen 
muß durch Gewerkschaften und Betriebsräte, möglichst noch vor den 
Wahlen. Leider existiert dazu bisher nichts. 
telegraph: Besteht nicht die Gefahr, daß nach dem Eintritt der 
bisherigen Opposition in die Regierung diese Forderungen auf der 
politischen Ebene nicht mehr vertreten werden? | 
Poppe: Das kann man so pauschal nicht sagen. Wir müssen die Entschei- 
dungen von Modrow oder der Fachminister ja nicht mittragen. Wir 
verstehen uns v.a. als verlängerter Arm des Runden Tisches. $o 
die Chance auch ist - es besteht die Möglichkeit, korregierend einzu- 
greifen und zu verhindern, daß Pflöcke eingeschlagen werden. Wir 
werden keine Forderungen unterstützen, die nicht vcm Runden Tisch 
werden. 
telegraph: Hat Modrow eigentlich seinen Deutschlandplan vorher seinen 
zukünftigen Ministerkollegen mitgeteilt? 
Poppe: Nein, er hat ihn offenbar niemanden vorher mitgeteilt. Ich 
halte ihn auch für problematisch, v.a. was die Neutralitätsforderung - 
angeht, wenn auch aus anderen Gründen als der Westen. Wir plädieren 
für die Auflösung der Blöcke und eine Entmilitarisierung und si 
nicht für eine separate deutsche Lösung. Durch die Demonstrationen 
ist der Druck zur Vereinigung derzeit so stark, daß sich die Situa- 
tion ergeben kann, daß der Warschauer Pakt aufgelöst wird und die 
Bundesrepublik in der NATO verbleibt. Das ist doch eine untragbare 
Position. Wegen des Punktes mit der Währungsunion hat z.B. die 
Vereinigte Linke die Konsequenz gezogen, ihren Ministerkandidaten 
zurückzuziehen. 
telegreph:Abschließende Frage - was verdient ein Minister? 
Poppe: Komisch, das werde ich jetzt immer gefragt. Wir bekommen 2500 
Mark brutto ‚plus 1700 Mark Aufwandsentschädigung, da sind dann aber 
auch alle Spesen mit drin, z.B. für Hotelkosten oder Bewirtung. Ich 


habe eine Sekretärin und einen Chauffeur, und als Dienstwagen einen 
Lada. 
telegraplr. Herr Poppe, wir danken für das Gespräch. | 

Das Interview führte Rupert Schröter 


Runder Tisch im Prenzlauer Berc: 
SPD als Sachwalter des Eigentums 
Wird der Str. Eberswalder S e ut? 


ir haben in diesen Blättern wiederholt die Behauptung aufgestellt, 


:B Alt- und Neuparteien auf Zentralstaatsebene schillernde Sprech- 


blasen steigen lassen können, ohne daß dies überprüfbar ist, während 
sich auf lokaler und Landesebene wesentlich rascher die Realitäten 
zeigen. 

So auch im Stadtbezirk Prenzlauer Berg der Zentralspinne Berlin. 
Am Runden Tisch des "traditionsreichen Berliner Stadtbezirks'" zeigt 
sich je länger je mehr ein anheimelndes Klima von legitimationseifri- 
ger Bußfertigkeit der Altparteien einerseits und Zukunftsfreudigkeit 
bis hin zu ungebrochener Machtgier der Neuparteien andererseits. Da 
bietet sich beispielsweise die FDJ mit ihrem Personal für eine 
stadtbezirksweite Postwurfaktion an, die SED-PDS protestiert gegen 
das Abziehen von Baukapazitäten aus dem Stadtbezirk und die Bauern- 
partei fordert die Begrünung des Mauerstreifens. 

Letzteres ruft bereits das Stirnrunzeln der SPD hervor, die 
besonders engagiert den Schutz des Eigentums östlicher und westlicher 
Provinienz betreibt - bekanntlich planen einige westliche Firmen, den 
Mauerstreifen als Lagerfläche zu nutzen. Auch die gutgemeinten 
Vorschläge eines Ausschusses der Stadtbezirksversammlung, lädierte 


(Wläuser Wohnungsgenossenschaften zum Ausbau zu übergeben, werden von 


den Sozialdemokraten nur soweit toleriert, als Hausbesitzern im Osten 
und Westen damit kein Härchen gekrünmt wird. Ja, noch weiter geht die 
Sorge: "Haben Sie die ehemaligen Hausbesitzer bedacht”, wird der 
Stadtrat für Wohnungsangelegenheiten angefahren, "die auf Grund von 
Überschuldung ihre Häuser an die KWV abgeben mußten?" Und eilfertig 
versichert der Stadtrat, daß diese Vorgänge sorgfältig geprüft werden 
und solche Häuser nicht zur Vergabe stehen. Der Umgang mit anderen 
Oppositionsgruppen ist von der Sensibilität eines Nashorns geprägt. 
Da beantragte beispielsweise die Frauengruppe, in einem Aufruf an die 
Bürger die Berufsbezeichnungen jeweils männlich und weiblich auszu- 
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drücken. "Wozu soll das gut sein", empörte sich der SPD-Vertreter, 
'Kindergärtnerinnen bekommen eben so wenig Geld, daß sich kaum Frauen 
finden und natürlich erst recht keine Männer!" 

Während das Neue Forum ım Aufnahme der Anliegen der Bürger 
bemüht ist, war vom Engagement der SPD-Vertreter für eine "solidari- 
sche Gesellschaft" (wie es auf dem Parteitag hieß) bis dato nichts zu 
sehen. Dafür ‚werden umso eifriger die Interessen der westlichen 
Schwesterpartei, der autogerechten Stadt, der privaten Gewerberäume, 
des Handwerks und nicht zuletzt die eigenen Interessen vertreten. 

| Das zeigt sich auch am Fall des Grenzübergangs Eberswalder 
| Straße, der mitten im Berliner Stadtbezirk Prenzlauer Berg, Y 
| Kohnvierteln und Altersheimen liegt. Seit dem Mauerdurchbruch Mer 
| sich Stadtplaner in Ost und West in den Kopf gesetzt, hier den 
größten Straßenübergang Berlins zu bauen. Nachdem die Anwohner, vom 
Neuen Forum aufgerufen, gegen diese Art von Zerstörung ihres Viertels 
demonstriert hatten, gab es einen Ministerratsbeschluß, daß der 
Straßenübergang nicht gebaut wird. Das scheint aber nicht das letzte 
Wort gewesen zu sein. Der Stadtbezirksbürgermeister von Prenzlauer 
Berg erhielt nach eigenen Angaben bereits zwei neue Vorlagen zım 
Straßenübergang Eberswalder Straße, die er allerdings nicht unter- 
schrieb. Im anliegenden Westberliner Stadtbezirk Wedding lehnten SPD 
und CDU eine Vorlage der AL zum Stop des auf westlicher Seite bereits 
begonnenen Ausbaus ab. Dabei war zu erfahren, daß der Baubetrieb, der 
vom. Bezirksamt Wedding mit dem Ausbau im Westen beauftragt wurde, 
“auch bereits für die Ostberliner Seite einen Auftrag erhalten hat. 
Am Runden Tisch des Stadtbezirks Prenzlauer Berg weckte dieser 
Übergriff westlicher und östlicher Bürokraten bei den meisten 
Parteien und Organisationen ungeheuchelte Empörung. Der Runde Tisch 
forderte in einem dringenden Antrag an Magistrat und Regierung 
Auskunft über die vorliegenden Konzeptionen und Einstellung der 
Maßnahmen zur Umwandlung in einen Straßenübergang - gegen die Stimme 
der SPD. r.l. 


Antrag des Neuen Forums Berlin-Prenzlauer Berg 

vom Runden Tisch des Stadtbezirks verabschiedet am 25.1.89 

Die am Runden Tisch vertretenen Parteien und Gruppierungen fordern 
die Einhaltung des Ministerratsbeschlusses, wonach der Grenzübergang 
Eberswalder Straße nicht für Kraftfahrzeuge frei gegeben wird. Sie 
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fordern vom Magistrat und von der Regierung Modrow dringend Auskunft 
über die vorliegende Konzeption zur Gestaltung der Grenzübergangs- 
stellen sowie die Einstellung aller Maßnahmen, die auf eine Umwand- 
lung des Übergangs Eberswalder Straße in einen Kraftfahrzeugübergang 
gerichtet sind. 


Initiativen zur Frrichtun eines 
Maue ks 


end der Ostberliner Magistrat bereits die ersten Westberliner 

räge auf Gewerbeflächen auf dem ehemaligen Todesstreifen der 
Berliner Mauer für den März genehmigt hat, rührt sich der Widerstand 
an der Basis und in den Stadtbezirken für eine weniger prosaische 
Nutzung des denkwürdigen Geländes. Wir brachten bereits den Aufruf 
der Gruppe "Mauerblümchen", die eine alternative Nutzung des Grenz- 
streifens im Rahmen der Begrünung vorschlug. Auch die "Initiative 
gegen Frühjahrsmüdigkeit" möchte eine Grünzone und nicht das triste 
Westberliner Gewerbe auf dem Gebiet sehen, auf das wir jahrelang mit 
Trauer und Zorn schauten. 

Auch der Stadtbezirksversammlung Prenzlauer Berg ist von ihrer 
Ständigen Kommission Umgestaltung und Umweltschutz ein detaillierter 
Plan zur Gestaltung eines "Mauerparks" vorgelegt worden, samt der 
Aufforderung an die Stadtbezirksversammlungen Pankow und Mitte, sich 
diesem Projekt mit ihrem Mauerstück anzuschließen und so ökologi- 
schen, lufthygienischen, stadtgestalterischen und denkmalschützeri- 
schen Gesichtspunkten gerecht zu werden. 

Wie sehr auch die Stadtbezirksversammlungen infolge ihrer 
Herkunft aus dem letzten Kommunalwahlbetrug an Legitimität verloren 
(ben, dieser lobenswerte lokale Aufstand gegen den kruden Gewerbs- 
sinn der Zentrale sollte doch erhalten und fortgesetzt werden. 
Natürlich entspringt der Impuls dem verzweifelten Versuch um Rehabi- 
litierung, aber sollte das unter allen Umständen negiert werden? Die 
Runden Tische, nicht nur auf Stadtbezirksebene, sollten dieses 
Vorhaben unterstützen. 2 ER 
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Baımbendrohun führte zur Fntdeckuncr 
von Abhörstützpunkt 


Im Rahmen einer Kampagne von telefonischen Bombendrohungen, von der 
letzte Woche Ostberlin heimgesucht wurde, ist auch das Haus 3 der 
Stadtbezirksverwaltung von Berlin Prenzlauer Berg angezählt worden. 
In Haus 3 befindet sich die bei vielen Leuten verhaßte "Abteilung 
Inneres", aber leider auch ein Kindergarten. Was die Bombendroher 
vermutlich nicht wußten, entdeckte der Sprengmeister und hinzuge- 
rufene Mitglieder der Stadtbezirksverwaltung. In den Kellerräumen des, 
Hauses 3 befanden sich zwei Stahltüren, hinter denen sich nad®_ 
Öffnung durch einen Regierungsbeauftragten eine Telefonüberwa- 
chungszentrale der Stasi befand. Nach Angaben des Stadtbezirksbürger- 
meisters konnten von dieser Anlage aus die Telefongespräche der 
Regierung Modrow abgehört werden. Der Stadtbezirksbürgermeister von 
Prenzlauer Berg trat im Gefolge der Entdeckung aus der SED-PDS aus. 
Die Entdeckung stand im Gegensatz zu den Angaben des für die Auflö- 
sung der Nasi verantwortlichen Regierungsbeamten, daß im Prenzlauer 
Berg keine weiteren Objekte der Staatssicherheit vorhanden seien. 
L:); 


stasi geht immer noch über Leichen 


I 
Der Informant, ein Militärangehöriger vom Militärflughafen Maxwalde, 
‘der den demokratischen Bewegungen den Himweis gab, daß die Stasi 
wichtige Akten nach Rumänien ausfliegen läßt, ist ermordet worden! Er 
wurde tot im Wachturm aufgefunden. Die sofortige Einäscherung konnte 


durch Oppositionelle gerade noch verhindert werden. Der Leichnam "irggp 
untersucht. 


II 

Herr Gutbrodt aus Parchim ist in den letzten Wochen in die Schlagzei- 
len der Tagespresse gerutscht. Der Grund: Er profilierte sich als 
."Republikaner-Che£f" von Parchim und versuchte, einen rechten Ortsver- 
band aufzubauen. Weniger bekannt ist ein ander Umstand: In Schwerin 
entdeckte das "Bürgerkomitee zu Auflösung der Stasi/Nasi" in diesen 
Tagen eine Akte von Gutbrodt. Aus ihr geht hervor, daß Gutbrodt ein 
sogenannter "ehrenamtlicher" Mitarbeiter der Stasi war. Das letzte 
Treffen von Gurbrodt mit der Stasi war am 5.12.. 
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Die Akte Gutbrodt ist nach der. Einsicht spurlos verschwunden. 


Das Bürgerkomitee sucht derzeit nach parallelen Akteneinträgen und 
weiteren Informationen. 0, 


Meine Frau hat dann durchgedreht 


Ein Informant des MfS packt über Praktiken der Bespitzelung, Denun- 
zierung und Privilegierung aus 


Zum Apparat der ehemaligen Staatssicherheit, der einer gründlichen 
Offenlegung bedarf, gehörten Informanten in allen Ebenen. Die 
überwachung var so perfekt, daß manch einer nicht mehr seinen 
“ nächsten Mitmenschen traute. Von verschiedenen Blättern, unter 
anderem der "Freien Erde”, wurde ein Gesprächsprotokoll mit einem 
Karl-Marx-Städter Stasi-Spitzel abgedruckt, das wir hier in Auszügen 


wiedergeben. Der Gesprächspartner war Rüdiger Knechtel, der Spitzel 
will namentlich nicht erwähnt werden. 


Können Sie mir etwas über ihre Aufgaben als Informant des MfS sagen? 
Ich war acht Jahre bei der Evangelischen Kirche tätig, hier lag meine 
Hauptaufgabe. Das MfS wollte von mir Infos über kirchliche Veranstal- 
tungen, aber auch über kirchliche Mitarbeiter haben. 
Wie sah das konkret aus? 
Die wollten zum Beispiel wissen, welche Laster diese Leute hatten, 
ich meine Alkoholprobleme, wie die Ehe ging, sexuelle Fehltritte und 
so weiter. Laster interessieren am meisten... 
Sie sagten mir, daß Sie als Erwachsener getauft worden sind. Sind Sie 
gläubig? | | | 
Nein. Das mit der Taufe kam von der Stasi. Es wäre besser für meinen 
wm. Dienst, wurde mir gesagt... 
® Sind Sie von der Stasi für Ihre Informationen belohnt worden? 
Ja, das war aber ganz unterschiedlich und unregelmäßig. Reich werden 
konnte ich dabei nicht. Mal gab's 200 Mark, mal weniger. Meistens 
bekam ich irgendwelche Waren wie ein Kaffeeservice oder eine Pyramide 
und so weiter. ‚ 
ere Formen der Belohnung: 
er en: auch nur kleine Vorteile im täglichen Leben. Als wir 
mal in den Urlaub fahren wollten und unser Auto kaputt war, hat uns 
die Stasi in den Harz gefahren. Oder wenn ich unbedingt einen Termin 
für die Werkstatt brauchte, da genügte ein Anruf vom MIS. 
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Da muß aber die Rerkstatt mitspielen! 

Ich sagte Ihnen doch: die hatten überall ihre Informmanten drin, in 
Betrieb, in der Abteilung, im Haus, in der Schule, in der Kirche, 
überall. 

Das MfS soll 100.000 Spitzel gehabt haben? 

Das ist ein Lacher! Das reicht nicht mal für Berlin... 

Sie erzählten mir von Schmierereien auf dem Michaelis-Friedhof. 
Können Sie das näber erläutern? 

Das war im Juni 1983. Die Michaelisgemeinde hat sich um die Pınker 
gekümmert, das paßte der Stasi nicht. Sie wollte einen Keil dawi- 
schen treiben. Da wurden mit einer scdhwerlöslichen Chlor-Kautschuk- 
Farbe Gräber, Pfarrhaus und Kirche beschmiert. Die drei, die I ) 
gemacht haben, hießen Pitt, Karl-Reinz und Steffen. Ratürlich nicht“.- 
zit dem richtigen Namen. Steffen war der Chef. 

Ras hat man denn auf die Grabsteine geschmiert? 

Punksymbole, das A mit dem Kreis. Und pornographische Sachen. 

Wissen Sie, was Sie damit sagen? | 
Selbstverständliih! Die sind für noch ganz andere Schmiereien | 
verantwortlich... | 

Wie bat sich ihre Jätigkeit als Inforsant des HfS auf Ihre Fenilie 
ausgewirkt? | 

Man hat kein Privatleben mehr. Die wollen alles wissen, mut ven man 
geschlafen hat, wer meine Freunde und Bekannten sind, mit wen man 
sich an der Ecke unterhalten hat, alles! Es gibt nichts, was die 
nicht interessiert hat! Das ist furchtbar. Und meine Frau hat dam 
durchgedreht. 

Können Sie das mal näher beschreiben? | 

Wir fühlten uns ständig beobachtet. Mir hat das weniger ausgemacht, 
aber meine Frau, die nicht für den MfS arbeitete, bekam auf einmal 
Verfolgungsvahn. Die h>* ann erzählt, sie würde von der Stasi 
verfolgt. Das ging dam, soweit, daß sie nicht mehr wußte, was sie) 
tat. Sie wollte zım Fenster herausstürzen, lief fast unbekleidet auf 
Was geschah darauf? | | 

Für das MfS war sie ein Sicherheitsrisiko, sie mußte weg in die 


| idol und so'n Zeug... 
Glauben Sie, daß sich die Stasi vollständig aufgelöst hat? 
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Niemals! So eine straff organisierte Truppe stirbt nicht nach drei 


Monaten Wende! Sie arbeiten im Untergrund weiter und warten auf. ihre 
Chance! 


Gründungskongreß der: Grünen Liga 


Schkopau am 3. Februar. Eine alte Straßenbahn ächzt über vermor- 
schende Gleise. Die Häuser sind mit einem dunkel-silbrigen Film 
@iberzogen. Inschriften auf Straßenschilder sind teilweise weggeätzt. 
“ Stechende Luft hüllt uns ein, als wir am Haupttor der Chemischen 
Werke Buna aussteigen. Ein dünner Dunstschleier liegt über dem Land. 
Hier, im Klubhaus der Buna-Werke, gewissermaßen vor Ort, findet der 
Gründungskongreß der Grünen Liga statt, eine der interessantesten 
Bürgerbewegungen des Landes. 

Schon im Januar 1989 putschten die Stadtökologlegruppen gegen 
den Kulturbund und vernetzten sich untereinander. Zusammen mit 
kirchlichen Umreltgruppen wurde auf dem Berliner Ökologieseminar im 
November zur Gründung der Grünen Liga aufgerufen. Im Unterschied zur 
Grünen Partei und anderen Parteien ist die Grüne Liga ein Bündnis von 
starken lokalen Gruppen, die auf ihre Unabhängigkeit bedacht sind. 
Basisdemokratie ist hier. kein Anspruch, sondern Notwendigkeit. 

Entsprechend kompliziert waren auch die Verhandlungen im Buna- 
Klubhaus um das Statut der Grünen Liga. Bewundernswert die Diskus- 
sionsleiterin, die es verstand, all die auseinanderlaufenden Ansprü- 
che zusammenzufassen. Das ermüdende Hick-Hack von Geschäftsordnungs- 
debatten, Änderungsvorschlägen, Abstimmungen, Gegenvorschlägen ging 
von 15 bis 21 Uhr. Wer den mit verbrauchter Luft gefüllten Saal floh, 

(WW yurde von dem erstickenden Gestank von Buna zurückgetrieben. Endlich 
konnte dann unter einem letzten ermattenden Applaus verkündet werden: 
"Hiermit ist dann die Gründungsversammlung der Grünen Liga erfolg- 
reich beendet." 

Interessanter waren die Programmpınkte, die nebenher liefen. Eine 
Reihe von Initiativen stellten sich vor. Angesichts der drohenden 
"Erschließung" des Harzes durch den Westtourismus fördern eine Reihe 
von Gruppen einen Nationalpark Harz. Aber auch der Spreewald droht 
unter dem Ansturm von Toristen unterzugehen und soll teilweise ein 
Biosphärenreservat werden. Von einer trotz großartiger Regierungsver- 
lautbarungen geplanten Sondermüllkippe für Westberlin und West- 
deutschland bei Fürstenberg wußte eine andere Gruppe zu berichten. 
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Auf Antrag einer Gruppe wurde vom Kongreß beschlossen, daß die Grüne 
Liga fordert, keinerlei Motorradrennen mehr in Naturschutzgebieten 
stattfinden zu lassen. Die Besetzung der Baustelle des Atommüllendla- 
gers Gorleben in der BRD durch dortige Atomenergiegegner wurde von 
einer überwältigenden Mehrheit des Kongresses begrüßt. Vorgestellt 
wurde ein Umweltinstitut und der Jugendverband der Grünen Liga. 

Zm Höhepunkt wurde dann noch die Rede Rudolph Bahros, der, mit 
größerem Erfolg als auf dem Parteitag der SED-PDS, seine Ideen eines 
Abschieds von der Industriegesellschaft vorstellte. "Industriegesell- 
schaft", sagte er, "bedeutet, daß wir tausende Tonnen Ressourcen und 
tausende Kilowatt in dieser Mühle vermüllern, bisherige Umweltschutz 
bedeutete, daß wir noch einmal tausende Tonnen und tausende Kilowatt 
zur Sanierung verwenden und damit weiter die Bisphäre belasten und 
den Boden aufwühlen. Dieser Teufelskreis muß endlich beendet werden." 
Bahro schlug einen Ökologiekongreß neuer Art vor, auf dem sowohl die 
Umweltprobleme des Landes analysiert werden, als auch Versuche zu 
einer Aufarbeitung der zugrundeliegenden falschen Denkschemata des 
Menschen gemacht werden. 

Auf einer abschließenden Pressekonferenz wurden Rudolph Bahros 
Positimen als richtungsweisend bezeichnet. "Rudolph Bahros Ideen 
sind natürlich in der Bevölkerung nicht populär. Nicht alles, was 
Bahro sagt, entspricht unserer Meinung, aber es ordnet sich ein in 
die Meinungsfindung zu dieser Frage." 

Die Grüne Liga, hieß es weiter, nimmt nicht an den Volkskammer- 
wahlen teil. Sie ist ein überparteiliches Bündnis und stellt ihr 
Wissen allen Parteien zur Verfügung. Dagegen ist eine Beteiligung an 
den Kommunalwahlen im Mai geplant. r.l. 


Dauerblockade in Ketzin 


Einwohner des durch die Westberliner Sondermülldeponie bekannten 
Dorfes Ketzin bei Potsdam haben DDR-Umweltminister Diederich zum 
letzten Mal aufgefordert, nach Ketzin zu kammen. Sollte er am 12. 
Februar nicht auf ihre Fragen und Forderungen nach sofortigen 
Müllstop antworten, wird so lange blockiert, bis sich Diederich 
einfindet. Dies brachte die Bürgerinitiative Ketzin in einem Brief an 
das Unweltministerium zum Ausdruck. Außerdem protestiert die Bürger- 
initiative entschieden dagegen, daß jetzt mit der Sanierung der 
Deponien Vorketzin und Schöneiche die gleichen Firmen beauftragt 
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werden, die sie vorher in krimineller Weise betrieben und damit 
schmutziges Geld verdient haben, die DDR-Firma Intrac und die 
Westberliner Firma Berlin Consult. 


Beschluß des Ministerrats vom 8. Januar zur Müllpolitik 


Am 8. Januar lag dem Ministerrat eine "Information zur Abnahme von 
Abfallstoffen durch die DDR aus dem Ausland ..." vor, auf deren 
Grundlage er eine Reihe von Maßnahmen beschloß. Die Beschlußvorlage 


@edazu hat unsere Redaktion erreicht, leider nicht die "Information". 
Sie muß verheerend gewesen sein, denn aus der Beschlußvorlage wird 


deutlich die Betroffenheit deutlich. zwar will die Regierung den 
Millimport aus dem Westen fortsetzen, ist sich aber der bereits 
entstandenen Schäden bewußt. Obwohl die Regierung “eine "breite 
Öffentlichkeitsarbeit" beschloß, verheimlichte er seinen Beschluß zur 
Müllpolitik. Wir veröffentlichen ihn hier im Kortlaut: 


II. Vorschläge und Maßnahmen zum weiteren Vorgehen. Der Senat von 
Berlin (West) und die Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik sind an der weiteren Abnahme von Abfallstoffen durch 
die DDR im Rahmen der Verträge nach wie vor interessiert. Das 
erfordert Maßnahmen, insbesondere der Sanierung der Deponien, 
der Reduzierung der Abnahme von Abfallstoffen mit höherem 
Schadstoffgehalt, der Mitnutzung der Deponien zur Beseitigung 
von Siedlungsabfällen aus dem Bezirk Potsdam, der Mitnutzung der 
Deponie Schönberg zur Beseitigung von Abfallstoffen aus der DDR, 
der Lösung kommunaler Probleme sowie eine breite Öffentlich- 
keitsarbeit. Eine Abnahme von Abfallstoffen aus dem Ausland kann 


® weiterhin nur bei Gewährleistung bzw. Herstellung einer hohen 


Umweltsicherheit vorgesehen werden. 
Im Einzelnen werden folgende Maßnahmen vorgeschlagen: 

1. Für die Deponie Vorketzin und Schöneiche sowie für die Deponie 
Schöneicher Plan ist ein Sanierungskonzept zu erarbeiten und 
Angebote von potentiellen ausländischen Firmen einzuholen. Auf 
dieser Grundlage ist ein Finanzierungsmodell vorzulegen. Dabei 
ist ein Anteil an DDR-Leistungen zu sichern. Die Sanierungskon- 
zeption ist von unabhängigen Gutachtern, die vom Minister für 
Naturschutz, Umweltschutz und Wasserwirtschaft zu beauftragen 


sind, zu prüfen und zu bestätigen. 
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Verantwortlich: Vorsitzender des Rates des Bezirks Potsdam 
Oberbürgermeister von Berlin 
Minister für Außenwirtschaft 
Termin: März 19% 
2. Der Anschluß der gefährdeten Städte und Gemeinden, der Kreise 
Nauen, Zossen und Königswusterhausen an das zentrale Trink- und 
Abwassernetz ist vorzusehen. Dazu ist auf der Grundlage eines 
| Gutachtens eine Konzeption vorzulegen. Maßnahmen, die 19% 
durchzu führen sind, sind mit dem Jahresvolkswirtschaftsplan 
| 19% zu entscheiden. 
Verantwortlich: Vorsitzender des Rates des Bezirks Potsdam 
| Vorsitzender der Staatlichen Plankcmission 
Minister für Naturschutz, Umweltschutz und Wasserwirtschaft — 
Termin: März 1990 0 
3. Durch die Intrac Handelsgesellschaft mbH sind unverzüglich 
Gespräche mit der Westberliner Seite aufzunehmen mit dem Ziel, 
daß die Kosten für die Sanierung der Deponiestandorte und den 
Anschluß der Städte und Gemeinden an das Trink- und Abwassernetz 
von Westberlin übernommen werden. | 
Verantwortlich: Minister für Außenwirtschaft 
Minister für Finanzen und Preise 
Termin: 31. 1. 1990 
4. Mit der Westberliner Seite ist zu vereinbaren, daß die Abnahme 
von Sonderabfallstoffen auf der Depmie Vorketzin eingestellt 
wird. Diese Sonderabfallstoffe werden nur noch in dem Umfang 
abgenommen, wie eine Beseitigung in der Hochtemperaturverbren- 
nungsanlage Schöneiche möglich ist. 
Bis zur Aufnahme des Dauerbetriebes dieser Verbrennungsanlage 
ist eine Zwischenlagerung in Berlin (West) oder eine anderswei- 
tige Lösung von der Westberliner Seite zu fordern. 
Verantwortlich: Minister für Außenwirtschaft 
Termin: 31. 1. 1990 ® 
3. Die Abnahme von Abfallstoffen aus dem NSW auf den Deponien im 
Bezirk Potsdam ist einzustellen. Für das Jahr 1990 sind mit den 
Vertragspartner Übergangslösungen zu vereinbaren. Evtl. entste- 
hende Belastungen für den Staatshaushalt durch die Zahlungsbi- 


lanz der DDR sind vor Vertragsabschluß der Regierung zur 
Entscheidung vorzulegen. 


Verantwortlich: Minister für Außenwirtschaft 
Vorsitzender des Rates des Bezirks Potsdam 
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Vorsitzender des Rates des Bezirks Rostock 
Termin: 31. 1. 19% 


. Zur schrittweisen Verbesserung der Situation auf dem Gebiet der 


Abfallwirtschaft der DDR ist die Abnahme von Siedlungsabfällen 
aus dem Bezirk Potsdam auf den Deponien des VEB Deponie Potsdam 
sowie die Mitnutzung der Deponie Schönberg (Bezirk Rostock) für 
die Abnahme von Abprodukten aus DDR-Aufkommen von jährlich 
insgesamt ca. 200 000 t vorzusehen. 

Verantwortlich: Vorsitzender des Rates des Bezirks Potsdam 
Vorsitzender des Rates des Bezirks Rostock 

Minister für Außenwirtschaft 


„Ab 1991 ist jährlich eine Bilanz der Valutaeinnahmen und- 


ausgaben aus dem Abfallstoffgeschäft aus dem Ausland vorzulegen. 
Damit verbunden sind Vorschläge zur objektkonkreten Verwendung 
von Nettoerlösen aus dem Abfallgeschäft für Projekte des 
Umweltschutzes zu unterbreiten. 

Verantwortlich: Minister für Außenwirtschaft 

Minister für Naturschutz, Umreltschutz und Wasser wirtschaft 
Minister für Finanzen und Preise 

Vorsitzender der Staatlichen Plankomission 

Zur Senkung des Anfalls der auf DDR-Territorium aus Westberlin 
zu beseitigenden Abfallstoffe ist entsprechend einer Vereinba- 
rung zwischen dem Minister für Naturschutz, Umweltschutz und 


° Wasserwirtschaft und der Westberliner Senatorin für Umweltschutz 


und Stadtentwicklung die Errichtung einer gemeinsamen Aufberei- 
tungsanlage für Abfallstoffe zur gleichzeitigen Rückgewinnung 
von Wertstoffen gemeinsam mit dem Magistrat von Berlin, dem Rat 
des Bezirks Potsdam und dem Senat von Westberlin zu prüfen. 
Verantwortlich: Generaldirektor Intrac Handelgesellschaft mbH 
Oberbürgermeister von Berlin 

Vorsitzender des Rates des Bezirks Potsdam 

Termin: 30. 3. 19% 


,„ Aufgrund fehlender Verbrennungskapazitäten und unterirdischer 


Deponierungsmöglichkeiten sowie nicht geeigneter überirdischer 
Deponien ist für Abfallstoffe aus der DDR, die gegenwärtig nicht 
umseltgerecht beseitigt werden können, eine Verbringung in das 
NSW vorzusehen. Dies betrifft insbesondere PCB- und PCB-behafte- 
te Abprodukte, Rückstände aus der Leiterplattenfertigung. Dafür 


- sind jährlich 10 Mio VE Erlöse aus dem Abfallstoffgeschäft 


bereitzustellen. 
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Verantwortlich: Minister für Außenwirtschaft 

Minister für Naturschutz, Umweltschutz und Wasser wirtschaft 
Minister für Finanzen und Preise 

Vorsitzender der Staatlichen Plankomission 

Termin: 31. 1. 19% 


wohin mit den Müllbergen? 
Konzept des Rot-Grünen Senats 


Von den 1,21 Millionen Tonnen Hausmüll und ähnlicher Abfälle die d9 
Westberliner Stadtreinigung (BSR) im Jahre 1988 entsorgte, können 
nach Ansicht der Senatorin Michaele Schreyer (Stadtentwicklung und 
Umweltschutz) große Mengen wiederverwertet werden. Das betrifft v.a. 
Glas (85000 t pro Jahr), Papier und Pappe (112 000 t pro Jahr) und 
Garten- und Küchenabfälle (rd. 130 000 t pro Jahr). Das geht natür- 
lich nur, wenn der Müll getrennt erfaßt wird. Deshalb wir die BSR im 
Frühjahr damit beginnen, in den Bezirken Steglitz und Zehlendorf 
grüne "Bio-Tonnen" aufzustellen. 

In ihrer Rede vor dem Westberliner Abgeordnetenhaus vom 18. Januar 
erklärte sie in Beantwortung einer großen Anfrage der CDU, daß für 
eine Politik der Müllvermeidung derzeit die rechtlichen Eingriffsin- 
strumente fehlten, weshalb hier die Bundesregierung gefordert sei. 
Der Senat würde jedoch freiwillige Maßnahmen anregen. So arbeite er 
zur Zeit mit einer namhaften Handelskette ein Modell "Abfallarmes 
Einkaufen" sowie das Projekt "Abfallarme Kantine" vor. Es sei eine 
Schrift in Druck, daß dem Hotel- und Gaststättengewerbe Wege aufzei- 
ge, wie Abfall zu vermeiden sei. Frau Schreyer geht davon aus, daß 
durch derartige Maßnahmen die zu deponierende Müllmenge um 300 
Tonnen jährlich gesenkt werden kann, was sogar die CDU im Abgeo 
tenhaus für völlig unzureichend hielt. Was die gefährlichen Abfall- 
stoffe anbelangt, werde sie in Zukunft vom "Bundesimmissionsschutzge- 
setz" konsequent Gebrauch machen, d.h. es wird nur noch der Betrieb 
solcher Anlagen genehmigt, die den Anforderungen dieses Gesetzes 
entsprechen. Dieses Gesetz gelte leider nicht für kleinere und 
mittlere Betriebe, weshalb sie hier als freiwillige Maßnahme den 
Abschluß von sogenannten Branchenabkonmen anrege. Bei öffentlichen 
Bauaufträgen wolle der Westberliner Senat dafür sorgen, daß keine 
asbesthaltigen Stoffe mehr verwendet werden. 

Was die Kompostierung organischer Abfälle anbelangt, verhandele der 
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Westberliner Senat mit der DDR, um von ihr Flächen dafür zu bekommen. 
Die DDR käme auch als Abnehmer für den Kompost in Frage. Eine Kompo- 
stierungswirtschaft könne sinnvoll nur gemeinsam mit der DDR gemacht 
werden. Was eine neue Müllverbrennungsanlage anbelangt, so werde 
dadurch nur die Müllmenge reduziert, der Rest müsse trotzdem depo- 
niert werden. Deshalb wolle der Senat keine weitere Müllverbrennungs- 
anlage bauen, ohne die Konzepte zur Müllvermeidung geprüft zu haben. 
Auch hier sei die Zusammenarbeit mit der DDR notwendig. Es müsse ein 
"integriertes Müllkonzept für den Ballungsraum Berlin" geben. Die 
DDR-Regierung und der Magistrat von Ost-Berlin hätten bereits ihre 
Zustimmung zu diesem Plan signalisiert. Die Arbeitsgruppe Umwelt- . 
schutz, Versorgung und Entsorgung des vorläufigen Regionalausschusses 
habe Expertengruppen gebildet. 


Regierungen versuchen mit partiellen Abrüstungsschritten unter der 
Maßgabe "Wir regeln das schon" zu beruhigen. Teils folgen sie damit 
ökonomischen Gründen, teils bleibt ihnen gar keine andere Wahl nach 
der Legitimationskrise, in die das Militär mehr und mehr versinkt. Es 
gibt immer weniger gehorsame Untertanen, die sich für die Interessen 
der Militärs, Rüstungskonzerne oder Staatsfunktionäre mißbrauchen 
lassen wollen. Nach ersten Bankrottmeldungen kleinerer Rüstungsbe- 
triebe ist allerdings mit verstärktem Widerstand der großen Konzerne 
zu rechnen. So wird z.B. in bestimmten abhängigen Medien behauptet, 
durch Abrüstung würde Arbeitslosigkeit verursacht, die um bestimmte 
Militärobjekte befindliche Infrastruktur bräche zusammen. Überlegun- 
gen zur Rüstungskonversion (Umstellung auf ökologische friedliche 
Produktion) bleiben dem Denken des militärisch-industriellen Komple- 
xes fremd. In den (post-)stalinistischen Systemen wird versucht, die 
Verfügungsgewalt über den staatseigenen Bürger aufrechtzuerhalten mit 
dem Versuch, zivile Ersatzzwangsdienste einzuführen. Hierbei das 
Hauptargument, wie beim Verfassungsschutz: das gibts ja auch im 
"Westen". Die Basisbewegungen fordern dagegen Abschaffung der Armeen 
und völlige Entmilitarisierung. Bislang allerdings noch ohne wirksame 
Massenbewegung. 

SCHWEIZ 

Zwei Wochen nachdem Ende November 1989 35,6% SchweizerInnen für eine 


Schweiz ohne Armee stimmten, wurde das Budget für Rüstungsausgaben im 
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Parlament ohne Abstriche bewilligt. Neue F-18 Kampfflieger sollen 
angeschafft und ein neuer Waffenplatz gebaut werden. schnell wurde 
auch ein Pseudozivildienst eingeführt, den es bislang auch hier nicht 
gab. Kriegsdienstverweigerer wurden bisher mit ca. 6 Monaten Haft 
bestraft. Jetzt sollen religiös und ethisch Motivierte zu 18 Monaten 


Arbeitsdienst verurteilt werden, politisch Motivierte zu 10-15 


Monaten Knast. Die Betroffenen bereiten inzwischen das nächste 
Referendum gegen diese Regelung vor, aber auch die zweite Armeeab- 


schaffungsinitiative. 7 Kriegsdienstverweigerer befinden sich z. Zt. 
im Knast - verurteilt zu 5 - 10 Monaten. 
BRD 


In März 89 gründeten sich der "Bund für Soziale Verteidigung" und die 
Initiative "BoA 2000" (Bundesrepublik ohne Armee). Der Unterstützer- 
kreis wächst, auch um Gruppen und Vereinigungen, die nicht der 
traditionellen Friedensbewegung zuzurechnen sind. 

Die Zahl der Wehrdienstverweigerer stieg 1989 auf 77.432 (22,1% der 
Jahrgangsstärke der Wehrpflichtigen).. Unter den Reservisten stieg der 
Anteil der Verweigerer sogar um 40,3% (nach taz, 30.1.90) 


r 


Derweil Kohl auf die DDR bezogen mit der Forderung "keine politischen 


Gefangenen" wahlkampfwirksam zu brillieren verstand, sitzt z.B. 


Stefan Würth in der dJustizvollzugsanstalt (Leschesflurweg 37, 
Saarbrücken, 6600) voraussichtlich bis Juli % ein. 

Im Anschluß an seine neunmonatige Haftstrafe wegen politischen 
Widerstands in WAAckersdorf ist Stefan am 12. April 89 zu weiteren 10 
Monaten wegen Zivildienstabbruchs verurteilt worden. Am 21. September 
89 wurde er von einem Vollzugsbeamten geschlagen. Sein Protest wurde 
mit verschärften Arrest beantwortet, obwohl er an einer Gehirner- 
schütterung litt. Daraufhin ging er in einen Durststreik. 
Protestbriefe an die Anstaltsleitung (Direktor Hermann Kipper ,f 


gleiche Adresse) und Saar- Justizminister Arno Walter, Zähringer 
Str., Saarbrücken, 6600) 
POLEN 


Am 23. Oktober 89 gründete sich die antimilitaristische Bewegung '"NON 
SERVIAM" (Ich werde nicht dienen). 

"Wir treten für die Abschaffung der Wehrpflicht, genauso wie die des 
Ersatzdienstes als ihre Folge ein. Die Abrüstung und die Abschaffung 


der Armee ist unser allernächstes Anliegen. Wir fordern Freilassung 
aller gefangenen Kriegsdienstverweigerer ." 


Kontakt: Malgorzata Krukowska,50-045 Wroclaw, pl. PKWN 14/9 
In ihrem Grundsatzpapier rufen sie weiterhin alle Länder zur völligen 
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Abrüstung auf. "..Unter "Militarismus" verstehen wir jede menschliche 
Aktivität, die einen Krieg unterstützt. Wehrdienst bedeutet nicht 
Dienst im Krieg, sondern am Krieg und beginnt nicht im Moment des 
Kriegsausbruchs, sondern bei seiner permanenten psychologischen, 
politischen und wirtschaftlichen Vorbereitung..Jeder Mensch hat das 
unabdingbare Recht auf Selbstbestimmung. Die Wehrdienstverweigerung 
folgt oft aus der Konsequenz früherer Widerstandsformen gegen 
institutionelle Formen der Gewalt des Staates und läßt sich am 
kürzesten im Satz "non serviam” (ich werde nicht dienen) zusammenfas- 
sen..Die Wehrdienstverweigerung ist also nicht nur Akt einer persön- 
lichen-privaten Haltung, sondern auch ein Ausdruck für soziale 
Änderungen. Wir drücken unseren moralischen und aktiven Widerspruch 
@ segenüber dem Terror des Staates und der Entwürdigung unserer 
Persönlichkeit aus..Gewalt als Mittel zum Zweck wird von uns ausge- 
schlossen." 
SLOVENIEN/JUGOSLAVTEN 
Von der slovenischen Gruppe People For Peace Culture wurde im Herbst 
1989 ebenfalls eine Armeeabschaffungsinitiative begründet. Das 
Projekt "Slovenien- Entmilitarisierte Zone-Friedenszone" fand bisher 
Unterstützung von verschiedenen neuen demokratischen politischen 
Gruppen wie auch Parteien, z.B. dem Sozialistischen Jugendverband 
(ZSMS), den Grünen und der Demokratischen Opposition Sloveniens 
(DEMOS). Kontakt: Marko Hren, People For Peace Culture, For Abolition 
of The Army, Iga Grudna 13, 61000 Ljubljana, Yugoslavia. 
: 


lichkeitswirksame Aktionen genutzt.(z.B. ein Verkaufsstand auf dem 
Marktplatz: "Verkaufe Tisch und Bett wegen Anschaffung- von Kriegsge- 
rät") 

Seit 1971 besteht die "Vereinigung von Dienstverweigerern", die ca. 
1500 Mitglieder hat. 1981 konkretisierte sie ihre Ziele: Einsatz für 
eine sozialistische demokratische Gesellschaft ohne Militarismus, 
Gewalt und Unterdrückung; Streit gegen den Militarismus und Teilnahme 
an der antimilitaristischen Bewegung; Unterstützung der Belange der 


DO Steuerverweigerungen, die erfolgenden Pfändungen werden für öffent- 
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Militärdienst- und Totalverweigerer bei Einsatz gewaltfreier Mittel 
im gesetzlichen Rahmen. Bücher, Broschüren und eine zweimonatliche 
Illustrierte erscheinen im Selbstverlag, in dem auch 3 Zivildienst- 
leistende beschäftigt sind /(was allerdings eine gew1SSe Abhängigkeit 
vom Staat bedeutet). Die ca. 300 aktiven Mitarbeiter sind alles 
unbezahlte Volontäre. 


Musterungsverweigerung: | | 
Ende Dezenber 89 wurde Joost van Dijk ausgemustert mit der Begrün- 


dung, er hätte ein "weibliches Charisma" - Joost hatte sich mehrmals 
geweigert, zur Musterung zu erscheinen, weil er schon diesen Schritt 
nicht mit seinem Gewissen vereinbahren könne. 

Totalverweigerung: | 
(dazu folgender Bericht von Erik d. G. aus Holland) ı 
Am 22. November 89 wurde Robert Kleij, ein Künstler aus Groningen, 
verhaftet. "Roboodt" (29 J.) verweigerte 1980 den Wehrdienst mit der 
Absicht, Zivildienst zu leisten. Das erste Gespräch mit der Gewis- 
sensprüfungskommission verweigerte er, weil es auf Militärgelände 
stattfinden sollte. Im November 1982 wurde ihm eine "individuelle 
Gerissensnot” zuerkannt. Bei seinen Begegnungen mit der Anerkennungs- 
instanz wurde ihm immer deutlicher, daß der Zivildienst Teil des 
militärischen Systems ist. Außerdem bedeutet für totale Kriegsdienst- 
verweigerer Ersatzdienst nur die Entpolitisierung ihrer antimilita- 
ristischen Absicht. Nur für die Behörden, die den Ersatzdienst 
kreierten, um die bestehende Gesellschaftsordnung nicht zu gefährden, 
ist dieser eine Alternative. Es ist also ein Akt der repressiven 
Toleranz. Bei Totalverweigerung zeigen die Behörden ihre Brutalität; 
Totalverweigerer werden zu 12 Monaten verurteilt, von denen sie z.Zt. 
8 absitzen müssen. 

Roboodt wurde bei einer Aktion der antimilitaristischen Gruppe 
"Beeldenstorm” verhaftet. Eine bekannte niederländische Künstlerin, 
Marthe Röling, stellt im Auftrag des Verteidigungsministeriums eing 
Triptychon über die Geschichte der niederländischen Luftwaffe her. 
Außer Geld erhielt sie dafür einen echten Starfighter als "Kunstob- 
jekt" für ihren Garten geliehen. (M.Röling über ihren Stargarten- 
zwerg: "Ein Beispiel von Spitzendesign. Die Venus von Milo des 20. 
Jahrhunderts.") Aus diesem Objekt wurde bei der "Beeldenstorm"-Aktion 
ein richtiges antimilitaristisches Kunstwerk:Als Sockel wurden die 
Vorderräder in Beton gegossen, es wurden Brüche (der Militarismus 
zerbricht), rote Dreiecke (als Zeichen der politischen Gefangenen) 
und blutige Schießscheiben auf das Flugzeug gemalt. Und: "Keinen 
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Mann, keine Frau, keine Kunst für den Militarismus". Nach einer 
Stunde wurde Roboodt verhaftet. Im Juli kommt er wieder raus, genau 
10 Jahre nach seinem ersten Schritt als Wehrdienstverweigerer. 
Schreibt ihm: Robert Kleij, HvB Keizersgracht 4, 8911 KJ Leeuwaarden! 
DDR 

In altbewährter Manier erschien am I. Februar 90 der Musterungsauf- 
ruf. Erste Musterungsverweigerer meldeten sich bereits. Beratung 
bietet der Freundeskreis Wehrdiensttotalverweigerer an: Jeden 1. und 
3. Donnerstag 19 Uhr in der Französischen Friedrichsstadtkirche. 


g.b; 
© alle Rekruten und Soldaten: 
ehrpflicht in der DDR 
vorübergehend aufgehoben ! 


Offenbar aus Versehen hat der zentrale Runde Tisch die, Wehrpflicht in 
der DDR abgeschafft, wenn auch vorläufig nur befristet. Hier der 
Wortlaut des Beschlusses von 23. Januar 1990 (Vorlage 9/10): 
1. Die zweite Lesung des Gesetzes über den Zivildienst ist auszuset- 
zen. 
2. Wehrpflicht und folglich ziviler Ersatzdienst können erst auf der 
Grundlage der noch zu erarbeitenden neuen Verfassung gesetzlich 
geregelt bzw. neu geregelt werden. 
3. Bis dahin ist die Zivildienstleistung per Verodnung zu regeln. 
Wehrdiensttotalverweigerer werden - wie schon in den vergangenen 
drei Jahren - strafrechtlich nicht verfolgt. 
Das Teufelchen steckt im letzten Satz. Wenn Totalverweigerung nicht 
bestraft wird, ist die Wehrpflicht praktisch aufgehoben. Rekruten, 
Soldaten, Uhnteroffiziere, Offiziere und Generale der Nationalen 
ine Nehnt diese einmalige Chance wahr! p.h. 


Diskussion zum Thema radikale Linke 


Inmer wieder, von PDS bis SPD, wird das Schreckensbild einer sich 
radikalisierenden Gesellschaft in der DDR heraufbeschworen (siehe 
"telegraph”" Nr.2, 1990). Ich will nie wieder die lethargische 
Menschenmasse wie in den letzten Jahren und sehe in einem breiten 
politischen Spektrum nichts negatives. Es gab nach unserer letzten 
Nummer bei manchen Verwirrung zu den Ausführungen von r.l. zım 
Linksextremismus. Wir würden, hieß es, damit die beginnende Krimina 
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lisierung unserer Szene unterstützen. 

Für mich sind radikale/revolutionäre Linke und Linksextremismus 
zwei völlig verschiedene Seiten. Radikale Linke bedeutet nichts 
weiter als an die Wurzel (radix) des Systems der Ungerechtigkeit 
gehen und damit dessen Auswirkungen wie Faschismus, Mißwirtschaft, 
Umweltzerstörung, Unterdrückung und Patriarchat zu denunzieren. 
Radikale Linke bedeutet, an der Wurzel die Gesellschaft zu ändern und 
Wege zur Errichtung der "Freien Assoziation (Gemeinschaft) freier 
Menschen" zu gehen. Das heißt nicht, daß sich radikale Linke von 
anderen politischen Gruppen abschotten. Radikal sein ist ein politi-g 
scher und nicht ein organisatorischer Zustand. Es ist für eine 
radikale Linke notwendig, daß Gruppen mit Einzelpersonen aus der 
Praxis sich zusammensetzen und einen möglichst weiten Konsens 
anstreben, um gemeinsam politisch handlungsfähig zu werden, statt 
sich in die jeweiligen Gruppen zurückzuziehen. Die schon immer 
vorhandene Trennung von TheoretikerInnen und PraktikerInnen und die 
damit verbundene Hierachisierung haben in der letzten Zeit noch 
zugenommen. Theoretische Radikalität ohne praktisches Tun steht allzu 
oft praktischen Auftreten ohne theoretische Erörterung gegenüber. 

Wir sollten versuchen, in den nächsten Monaten ein Treffen 
vorzubereiten, wo erst Berlin-intern und auch DDR-weit die verschie- 
densten undogmatischen linken Gruppen und Einzelpersonen zusammenkom- 


men -  Meinungsaustausch, Praxisaustausch, Standortbestimmung, 
Perspektiven für mehr Einfluß in unserer Gesellschaft und Zurück- 
schlagen des Rechtstrendes. dc, 


ps. Da meine Äußerung über Linksextremismus zu Mißverständnissen 
führte, eine kurze Nachbemerkung. Im großen und ganzen stimme ich mit 
d.t. überein, nur daß ich auch den Begriff "Links" für mißverständ® 
lich halte. Ich würde ihn gern durch sehr alte, sogenannte "Jiberale" 
Forderungen ersetzen, wie z.B. den Kampf für eine Gesellschaft, in 
der "Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit" herrscht. Mir ist 
natürlich klar, daß ich damit als rettungslos Gemäßigter entlarvt 


bin. Seis drum! r.l. 
PPS. Lieber r.l., mindestens auch "Schwesterlickeit"! dt, 
PPPS. "Geschwisterlichkeit", meine Liebsten! n.b. 
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Die Linke in der Krise? 


"Rosa Luwemburg hat ihre Liebe nicht auf eine Masse beschränkt, sie 
hat die ganze Menschheit geliebt." (Ingrid Strobl) 


Angesichts der Entwicklung in der letzten Woche reden schon wieder 
viele vom "dummen Volk" und retten sich in "alternative" Nischen. 
Viele geben auf und meinen, "das alles haben wir nicht so gewollt." 

Beim letzten Vorbereitungstreffen für das nächste Treffen der 
"undogmatischen" Linken Westberlin-Ostberlin waren, wie bei anderen 
Zusammentreffen von Linken aus beiden deutschen Staaten, Ziellosig- 
@eeit und Boffmungslosigkeit deutlich spürbar. Bei der mamentanen 

Entwicklung in der DDR reichen die Perspektiven der Linken von der 
Suche nach neuen Kampforten bis zur Flucht aufs Land (wieder mal). 

Während einer Podiumsdiskussion in der Rumboldt-Universität an 
26.1. versuchten die verschiedensten linken TheoretikerImen ge- 
schickt, dem Problem der Zukunft von DDR und BRD auszwreichen. Sie 
stritten erst einmal darım, ob die 40 Jahre DDR etwas mit Sozialismus 
zu tun hatten oder nicht. Marx mußte herhalten bei der These von den 
verschiensten Entwicklungen des Sozialismıs bis hin zum reaktimären 
Sozialismus. 

Raugh wollte die Erlaubnis, daß auch die Linke Selbstzweifel 
haben dürfe. Er stellte die These auf, daß das Kapital nie scheitern 
kann, da es weder eine Ideologie hat, noch Moralansprüche vertritt 
uns somit aussichtlos überlegen ist. Ernst Mandel, Theoretiker des 
Trotzkismus, widersprach und hielt, als hoffnungsloser Optimist, die 
wachsenden ArbeiterInnenkäzpfe von Spanien, Griechenland bis Brasi- 
lien entgegen. Herbert Mißlitz, Mitglied der Vereinigten Linken 
setzte Nichteingeweihte mit der Behauptung in Stimmung, wir stünden 

vor der Rätedemokratie. Er verwies, ohne auf deren geringen 

tsatz aufmerksam zu machen, auf die Räte in Betrieben, der 
Armee, Schulen und Kommmen und gab den Traun eines Volkskongresses 
als machbar aus. 

J. Agnoli begann ein Defintionsverwirrspiel und vesetzte uns in 
eine andere Zeit (welche bloß?), als er davon sprach, daß es nicht ım 
das Scheitern oder Nichtscheitern des Sozialismıs geht, sondern ım 
die Entwicklung der Utopie Kommunismus. Wolfgang Harich setzte mit 
seinem Traum vom rot-grünen Deutschland und merkwürdigen Sprachge- 


brauch die Verwirrung fort. 
Nur die (Ex?-)Grüne Jutta Dittfurt vermochte es, realistisch zu 
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denken, ohne aufzugeben. Wichtig war die Klarstellung, daß das 
Kapitalsysten nicht BRD, USA, Japan ist, sondern Frankfurt/Main und 
<320 Paulo zusammen. Auch sprach sie von gemeinsamen Aktionen der 
Protestbewegungen in beiden deutschen staaten in den nächsten 
Monaten, in Punkten wie Entmilitarisierund, AKW, Mülltransport, 
Großprojekte (Flughafen) bis zu Gewerkschaftskänpfen. 

d.t. 


Am 26.1.1990 demonstrierten etwa 40 Menschen (hauptsächlich Theologi- 
estudentInnen aus Ost- und Westberlin) vor dem Haus des Bundes dep... 
Evangelischen Kirchen in der Augustraße gegen die gemeinsame Erk1aP 
rung von EKD und Kirchenbund zur Einheit von Kirche und (Deutsch) land 
- (siehe "Die Kirche" vom 28.1.1990). Anschließend diskutierten sie ihr 
Anliegen mit OKR Ziegler und dessen Chauffeur. 

Kommentar: Westgeld macht fromm 

Nun ist es also heraus: Auch "die Kirche”, sprich: eine Handvoll 
Kirchenobrigkeit, wünscht, daß "zysammenwachse, Was zusammengehört". 
Mit Amtsautorität soll hier die deutsche Einheit auch der Kirchen 
herbeigeredet werden, womit natürlich politische Signale gesetzt 
werden. Von der einmal mühsam errungenen Formel von der "Kirche im 
Sozialismus" ist nicht mehr die Rede. Sie erweist sich im Nachhinein 
für viele als bloße Überwinterungstaktik. Der christliche Biedermann 
feiert nım vielmehr den Untergang des Sozialismus als das Ende einer 
Häresie. 

solch Schein-Heiligkeit hat natürlich ihre Gründe: Die Annäherung an 
die Westkirche, die ihre Steuern immer noch mit Staatsgewalt ein- 
treibt und innige Kontakte zu etlichen auch im Südafrikageschäft 
engagierten Großbanken unterhält, enthebt unsere Kirchenobrigkeit 
Notwendigkeit, längst fällige Reformen durchzuführen: die hierarchi - 
schen Strukturen aufzubrechen, den Finzelgemeinden mehr Mitverantwor- 
tung einzuräumen und vor allem den bürokratischen Wasserkopf der 
Kirche gehörig abzuspecken, um endlich zur Eigenfinanzierung Überzu- 
gehen und auf Westalmosen zu verzichten. Freilich, welcher Funktionär 
hätte sich je selbst seines Amtes enthoben? Daß die Herren (es waren 
wirklich mır Herren) vergaßen, vor ihrem tendenziösen Statement das 
Kirchenvolk um seine Meinung zu fragen, wollen wir ihnen verzeihen, 
sie können nicht anders, denn (über-)natürlich empfängt die Kirche 
ihre Weisungen stets "von oben". Und manch einer, der oben sitzt, mag 
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wähnen, er sei bereits der Höchste. Nur ist der Fall von ganz oben 
manchmal besonders tief. Und vielleicht sind oder werden ja in 
Lobetal noch ein paar Plätze frei? 

stud. theol. Uwe - Karsten Plisch 

stud. theol. C. Ritter 


Heiratsträume 


®:ni: Einheit Deutschlands kommt so gewiß, wie auf den heutigen Tag 
der morgige folgt. 
Und wenn die Hochzeit zwischen Ost- und Westdeutschland sein wird, 
werden wir, die DDR, als Bräutigam mit schönen Gaben kommen. 
Kir werden mit vielen volkseigenen Betrieben kommen, die uns die 
Mittel geben, das Leben unserer Menschen zu verbessern. Kir werden 
als ein schuldenfreier Teil Deutschlands kommen. 
Ich werfe die Frage auf: 
Und ihr als Braut, was bringt ihr? - den Buckel voll Schulden? 
Aber wir heiraten Euch trotzdem, weil wir euch lieben!" 
Otto Buchwitz auf dem IV. Parteitag der SED, März 1954 


TL,ö5st Wiedervereini Probleme? 
'Daß alle Menschen Brüder sind, ist kein schöner Traum, sondern 
demütigende deprimierende Wahrheit." Oskar Wilde 


Noch vor einem Jahr versicherte uns unser damaliger Staatschef Erich 
ecker, die Mauer werde noch hundert Jahre stehen. Seitdem ent- 
ickelten sich die Dinge mit atemberaubender Geschwindigkeit. Vom 
Fall der Mauer über die ersten schüchternen Demonstrationen für 
Wiedervereinigung bis zu Erklärungen für eine irgendwie gearteten 
Konföderation durch fast alle Parteien, die Vereinigungsankündigung 
der Evangelischen Kirchen und schließlich der Verhandlung von 
Staatchef Modrow mit Gorbatschow - wer könnte da noch die Vereinigung 
von BRD und DDR für unmöglich halten? 

Wahrscheinlich ist es eben nicht vor allem die Sehnsucht nach 
der Wiedervereinigung mit den westlichen Brüdern und Schwestern, die 
die DDR-Bürger umtreibt. Fundamentaler ist die Sorge um die desorga- 
nisierte Wirtschaft, die ihnen bisher recht und schlecht Lohn und 
Brot gab. Über Jahrzehnte wurde von der Politbürkratie wenig oder 
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nichts investiert, jetzt sagen die Anlagen, die zum großen Teil aus 


den Jahren 1910 bis 1930 stammen, den Dienst auf. Wanöglich noch 


schlechter geht es den für jede Volkswirtschaft grundlegenden 
Energieerzeugungsbetrieben. Die einen sind wmreltgefährdender 
Schrott, während die Atomanlagen schon bei ihrem Anlaufen eine 
öffentliche Gefahr darstellen und möglichst sofort abgeschaltet 
werden müssen. Außerordentlich prekär ist auch die Situation der 
Umrelt. Altlasten dringen ins Grundwasser vor und verseuchen zusammen 
mit hochbrisanten Insektiziden den Ackerboden. Die Gewässer sind zum 
großen Teil tot oder kurz vor dem Umkippen. Der Wald stirbt landes- 
weit, - nicht nur am sauren Regen, NOx-Verbindungen und Fotooxidan- 
zien, sondern auch an der gefährlichen Absenkung des Grundwasserspie- 
gels. Nicht zu reden vom Verfall der Städte, - jahrzehntelang 
vernachlässigte Altbauten einerseits, mit schludrigen Methoden 
gebaute Trabantenstädte ohne soziale Einrichtungen andererseits. 
Immerhin hinsichtlich der sozialen Probleme sind wir noch etwas 
glücklicher als unser fettglänzendes westliches Nachbarland, wenn das 
auch kein Maßstab sein kann. Es gibt Alkoholismus, eine erhebliche 
Jugendkriminalität, Neonazismus und vieles mehr und was nicht ist, 
kann ja noch werden: Die Sanierung des Landes erfordert Hunderte von 
Milliarden Dollar (nicht Mark) und wer soll das bezahlen? 

Dabei hatte es 1945 so hoffnungsvoll begonnen. Fast alle wollten 
Sozialismus. Nie wieder sollte von deutschen Boden ein Krieg ausge- 
hen. Freiheit und Demokratie sollten herrschen. Die Arbeiterparteien 
wollten sich vereinigen. All das waren ja echte Wünsche und Bedürf- 
nisse der Bevölkerung, die von der Gruppe Ulbricht zur Aufrichtung 
ihres stalinistischen Regimes benutzt wurden. Mit Verweis auf 
Rekapitalisierung, Verbot linker Parteien und Remilitarisierung 
der BRD wurde der zunehmende Ausbau der Terrorherrschaft gerechtfer- 
tigt. Und immer wieder gab es Idioten, die glaubten, mit der Ver- 
‚staatlichung der Produktionsmittel sei die DDR der BRD einen histori- 
schen Schritt voraus. Nachdem die ökonomischen Grundlagen des 
Sozialismus erreichtet seien, könne jetzt auch die sozialistische 
Demokratie kommen. Sie kam aber nicht und stattdessen wurde das Land 
von der herrschenden Clique immer weiter in den Ruin gewirtschaftet. 

Die Aussichten für einen neuen Anlauf zu einer sozialistischen 
Perspektive sind jetzt natürlich trübe. Die meisten Bürger haben die 
Nase voll von Experimenten und wollen zum bewährten System zurückkeh- 
ren, das uns von Westen entgegenstrahlt. Aber die Heilkraft der mit 
der "Wiedervereinigung' einhergehenden Rekapitalisierung steht 
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durchaus in Zweifel. Weltmarktfähige Industrieprodukte setzen neben 
geschultem Fachpersonal eine moderne Industrie- und Infrastruktur 
voraus. Und die bedarf eben der bewußten Milliardeninvestitionen, die 
uns niemand schenken wird, weder Herr Kohl, noch seine Unterneh- 
merfreunde. Sie wollen uns nur benutzen, als billige Arbeitskräfte, 
als Mittel zur Beschneidung des sozialen Netzes der BRD, als Absatz- 
markt. 
Weder der Kapitalismıs noch die Vereinigung mit der BRD sind 
geeignet, unsere gravierenden Probleme zu lösen. Vielmehr werden neue 
obleme entstehen. Und die Chance zu einem politischen, gesell- 
schaftlichen, wirtschaftlichen und ökologischen Neuansatz wird von 
Roßtäuschern und Kunjunkturrittern in den neuen Parteien völlig ver- 
spielt, wahrscheinlich der letzte mögliche Umkehrpunkt vor der 
Klimakatastrophe und die letzte Chance für eine gerechte Weltwirt- 
schaftsordnung. Auf die Gefahr langweilig zu sein: Wir in Europa 
leben von der Schere zwischen Industrie- und Agrarpreisen und also 
auf Kosten der dritten Welt. Das, nicht die sogenannte "Deutsche 
Frage", sind die zentralen Probleme des Jahrhunderts. 

Es ist schon bitter, daß unserer Stimme nach der "Wende" wieder 
nur so wenige zuhören. Wenn ein ganzes Volk entschlossen ist, sich 
von Roßtäuschern beraten zu lassen und mit geschlossenen Augen in 
einen Abgrund zu marschieren, ist dagegen natürlich zunächst wenig zu 
machen. Wir können Widerstand leisten, die Bevölkerung auf ihrem Weg 
kritisch begleiten und die falschen Führer schonungslos entlarven. 
Auf Dauer bleibt uns immerhin die Hoffnung auf den Katzenjammer, der 
ganz sicher eintreten wird - allerdings auch die Befürchtung, daß 
dann die Bevölkerung die Flucht ins Irrationale antritt. Ganz sicher 

) wird es eine neue Runde auf der gesamtdeutschen Ebene geben, 
| ın die westdeutschen Unternehmer das Augermaß verlieren und durch 
Lohnsenkungen und drastische Beschneidung des sozialen Netzes in 
Westdeutschland ihr System destabilisieren. Gi, 


"Zwei Staaten — eine Nation? 


"Mir scheint, es gibt ein gewisses Einvernehmen darüber bei den 
Deutschen in Ost und West sowie bei den vier Siegermächten, daß die 
Vereinigung der Deutschen niemals und von niemand prinzipiell in 
Zweifel gezogen wird." Das erklärte Gorbatschw am 30. Januar bei 
seinem Zusammentreffen mit Modrow. 
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‚Nachdem es zum Delegiertentreffen des Neuen Forums fast zum 
Eklat über die "Deutsche Frage” gekommen wäre, bleiben von den 
oppositionellen Gruppen am Runden Tisch scheinbar nur noch der 
unabhängige Frauenverband und die Initiative Vereinigte Linke bei 
ihrer Haltung für die Aufrechterhaltung der Zweistaatlichkeit. Die 
"Deutsche Frage" wird das Hauptwahlthema und ist eines der meist 
diskutierten Themen in der Gesellschaft. Warım treten wir für die 
Verteidigung der Souveränität der DDR gegenüber allen Forderungen 
nach einer schnellen '"Wiedervereinigung" als Angliederung an die BRD 
ein? YıY 
Wir wollen damit die Chance (ist sie auch noch so klein) einer € 
wirklichen Alternative zum Kapitalismus, im Sinne einer Gesellschaft 
der sozialen Freiheit und Demokratie verteidigen. 

Selbstbestimmung heißt nicht Unterwerfung unter das politische 
und wirtschaftliche System des Kapitalismus, sondern eigenverantwort- 
liche Gestaltung unserer Zukunft. 

Ebensowenig darf der stufenweise Ausverkauf zu den Bedingungen 
des Auslandskapitals hingenommen worden: Die Verwandlung der DDR 
(nach einer Vereinigung immer noch Ostdeutschland!) in ein Billig- 
lohngebiet und eine verlängerte Werkbank der BRD. Sicher muß bald mit 
der BRD verhandelt werden über die langfristige Ausgestaltung des 
Grundlagenvertrages im Sinne einer Vertragsgemeinschaft, entsprechend 
dem Grundsatz "Zwei Staaten, eine Nation" bei gegenseitiger Staats- 
rechtlicher Anerkennung. Weiterhin die Entwicklung enger wirtschaft- 
licher und politischer Beziehungen bei Ausbau aller Aspekte des 
gemeinsamen nationalen Zusammenhangs und die Ausarbeitung eines 
verbindlichen Rahmens zur Wahrnehmung gesamtdeutscher Verantwortung, 
insbesondere für den Frieden. | 

Wir haben nicht jahrelange Entbehrungen, Diskriminierungen und® 
Inhaftierungen hingenonmen, Teile der Bevölkerung der DDR haben nicht 
im Herbst vorigen Jahres die Regierung, Stasi und Privilegien 
gestürzt, um Biermanns Satz "Vom Regen in die Jauche" Wirklichkeit 
werden zu lassen. 

Fakt ist, daß große Teile der Bewegungen zur Vereinigung und 
Übernahme der kapitalistischen Wirtschaftsstrukturen streben. Sie 
versäumen, gemeinsam mit allen fortschrittlichen Kräften in der DDR 
ein alternatives Gesellschaftssystem auf dem Territorium der DDR 
aufzubauen. Aber nur gemeinsam kann dieser Traum verwirklicht werden. 

Die stärksten Argumente für eine Vereinigung mit der BRD sind 
Ökonomische Gründe. Eine Vereinigung momentan kann nur ein großes ü 
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kapitalistisches Deutschland hervorbringen! 

Alle anderen Vorstellungen sind gefährliche Illusionen! Ich 
halte eine Vereinigung auf Grund fehlender VWs, KaDeWe's in der DDR 
verhängnisvoll für die Identität der hier lebenden Menschen. Eine 
sich aufdrängende Frage: Mit welchem Staat in Westeuropa, USA oder 
Japan sollen sich denn Polen, Armenien, Äthiopien, Nikaraqua vereini- 
gen, um wirtschaftlich aus der 1000 mal größeren ökonamischen Krise 
herauszukommen? | e 

Da fängt schon wieder die schreckliche deutsch und nationale 
Sichtweise an. Es sollte sich doch vielmehr Gedanken gemacht werden, 
wie ein weltweiter gerechter Wirtschaftsbund aussehen- kann, um 
endlich die tägliche Ausbeutung der sogenannten "3. Welt" durch 
Europa, USA, Japan zu beenden. 

Du Schlimm genug, daß die DDR ihre politische, ihre bescheidene 
| en und De EUER LER (die nur teilweise die 
sich befreienden Menschen erreichte) gegenüber Bewegungen i 
nalstaaten drosselt. RER 
| Es scheint mir manchmal so, daß die Demokratisierungsproz i 
den Betrieben und den Kommunen so lange herausgezögert und een 
werden, um nur einen Weg als noch gangbar zu teren innä 
ae ae | ang propagı ren Einheit und 
Und daß Marktwirtschaft. nichts mit bedarfsotrientierter Yirt- 
schaft zu tun hat und ein soziales Grauen hervorbringt (siehe Polen 
Ungarn) dürfte wohl klar sein. Versuchen wir es auf dem Territoriun 
der DDR mit einer Gesellschaft der Freiheit und der Demokratie ein 
auf der Volkssouveränität beruhendes Gemeinwesen selbstverwalter 
® Betriebe und Kommunen, deren Räte unmittelbar die Interessen der 
Menschen vertreten. Es ist heute das Einfache, was nach 
Jahren Stalinismus nur noch schwer zu machen sein wird. Ind bis 
solche funktionierende Gesellschaftssysteme für die ganze deutsche 
Nation und alle anderen Nationen sich als real möglich erweisen wird 
werden wir uns noch etwas gedulden müssen. Dies setzt große "Kämpfe" 
der ArbeiterInnenen, Obdachlosen und politischen Gruppen voraus. Und 
die Perspektiven sind dafür nicht ganz rosig. d.t. 
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wir Deutsche in Buropa 


| Es geht nicht mehr um das OB der deutschen Einheit, sagt Egon Bahr, 
sondern nur noch um das WIE und WANN! Wer das nicht spürt - wo immer 
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sein politischer Standort sein mag - der geht am Leben vorbei. Die 
bisherige Opposition in der DDR muß sich besonders in der deutschen 
Frage bewähren. Wartet sie weiter ab und läßt die Dinge treiben, dann 
gestalten sie andere. Jeder verlorene Tag bedeutet verlorenes 
Kapital, denn immer mehr Menschen in der DDR verlangen eine Antwort 
auf diese Frage, wie die Montagsdemonstrationen und die wachsende 
Fluchtwelle beweisen. Bis jetzt haben alle neuen politischen Gruppie- —. 
rungen - mit Ausnahme der Vereinigten Linken - ein Bekenntnis zur © 
Einheit Deutschlands irgendwo an den Rand ihrer Programme geschrie- 
ben, aber keine von ihnen hat daraus bisher praktische Tagespolitik 
gemacht. Darin liegt ein schwerwiegender Mangel.. Keine innenpoliti- 
sche Reform kann jetzt mehr diskutiert werden ohne deutschland- und 
europa-politischen Rahmen dafür. Wie z.B. soll man in der DDR 
Gesündheits- oder Gewerkschaftspolitik betreiben, ohne zu wissen, was 
aus Deutschland werden soll? Alle Reform-Konzepte, die sich nur auf 
die DDR beziehen, sind heute schon reif für den Papierkorb. 
Der Grund dafür liegt in der natürlichen Anziehungskraft, die beide 
Teile der Nation aufeinander ausüben. Das hat mit natimalistischen 
Gefühlen nichts zu tun. Die gegenwärtige Dynamik in der deutschen 
Frage hat aber ihre Ursache in der Krise der DIR, die es fraglich 
erscheinen läßt, ob die DDR als eigenständiges staatliches Gebilde 
überhaupt existieren kann ohne die Säulen, die sie bisher getragen 
.. haben: Mauer, Staatssicherheit und SED. Auch die äußere Stütze der 
DOR durch die Sorjetunion und die hier stationierten sowjetischen 
Truppen sind nicht mehr wirksam. Solange Gorbatschow am Ruder ist, 
glaubt niemand mehr so recht daran, daß die Drohung mit sonjetischen 
Panzer noch besteht. Das Trauma des 17. Juni 1953, der Intervention 
in Ungarn 1956 und des Einmarsches in die CSSR im Jahre 1%8 ist 
nicht erloschen, aber es löst sich auf. Die Menschen atmen wieder - 
und das künstliche geschaffene Gebilde DDR ist in Frage gestellt. 
- Es gibt im Augenblick niemanden, der den Prozeß des Zusammenmachsens 
künstlich beschleunigt. Im Gegenteil: Die Somrjetunion, die Westmächte 
„nd selbst Helmit Kohl bremsen! Und trotzdem entwickelt sich die 
'“ Situation so schnell, daß Kohls 10-Punkte-Plan möglicherweise schon 
überholt ist. Es ist gar nicht mehr gesagt, daß die deutsche Ge- 
‚schichte dem geruhsamen Pfad von der Vertragsgemeinschaft über die 
Konföderation zur letztendlichen Föderation folgen wird. Alles kann ° 
viel schneller gehen, sollte der DDR weiterhin die Luft entweichen. 
Wer will das aufhalten? _ | 
Natürlich: die deutsche Frage ist und bleibt eingebettet. in den 
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Prozeß der europäischen Vereinigung. Vaclav Havel, neuer Präsident 
der Tschechoslovakei, bezeichnete das Problem so: Er könne sich kein 
geeintes Europa vorstellen mit einem weiterhin geteilten Deutschland, 
aber auch kein vereintes Deutschland in einem weiterhin geteilten 
Europa. Das sind Formulierungen, die Raum schaffen für neue Gedanken: 
Weil der Prozeß der deutschen Vereinigung sehr dynamisch verläuft, 
kommt es nicht darauf an, ihn zu bremsen, sondern umgekeht darauf, 
den Prozeß der europäischen Einigung voranzutreiben und zu beschleu- 
nigen. Das kann nicht heißen, daß wir uns um Deutschland kümmern und 
der Rest soll sich mit Buropa herimschlagen - wir sind selbst 
gefordert, unseren Beitrag zur Buropäischen Einigung zu leisten. Das 
erschöpft sich nicht nur in einer unzweideutigen Erklärung der beiden 
deutschen Staaten, die polnische Westgrenze weder jetzt noch in 
Zukunft anzuzweifeln. Diese Erklärung allerdings wird ‚immer dringen- 
der, und jede politische Kraft in Ost- oder Westdeutschland sollte 
für ihr Zustandekommen wirken. 

Welches Europa wollen wir? Das Europa der selbstherrlichen National- 
staaten, der europäischen Großmächte und ihrer wechselnden Koalitio- 
nen gegeneinander oder gegen die kleineren Völker - dieses Buropa ist 
in zwei Weltkriegen untergegangen. Die Nachkriegsordnung machte mit 
dieser "Souveränität" der europäischen Staaten radikal Schluß, aber 
es entstand eine Ordnung gegensätzlicher Militärbündnisse unter dem 
Patronat der Supermächte und einander ausschließender Wirtschafts- 
bündnisse. Die Rechte der Völker wurden in diesem System - besonders 
in Osteuropa - mehr als einmal verletzt, und Deutschland wurde 
geteilt. Das jetzt zu schaffende Europa muß eine demokratische 
Organisation werden, in dem die Rechte des Einzelnen, sich an der 
gesellschaftlichen Gestaltung zu beteiligen, ebenso garantiert sind 
wie die von Gruppen oder Nationen. Es muß ein Europa nicht des 
nationalen Egoismus, sondern der gegenseitigen Verantwortung werden. 
Wenn wir Deutschland also jetzt vereinigen, dann streben wir nicht 
den befürchteten deutschen "Sonderweg" an, sondern die Verbindung 
unserer Interessen mit denen Europas. Der militärpolitische Aspekt 
dieser Idee bedeutet: wir streben kein neutrales‘ Deutschland an, 
während die Blöcke weiterbestehen, sondern eine Auflösung der 
Militarblöcke und eine neue Organisationsfom, die nicht militärisch 
ist und ganz Europa wmfaßt. Unsere geographische Lage in der Mitte 
des Kontinents verlangt ebenso gute Beziehungen zum Osten wie zum 
Westen, verlangt eine Überwindung der europäischen Spaltung. 

Von den gegenwärtig schon bestehenden europäischen Institutionen ist 
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die "Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE)" 
die geeignetste, weil hier nicht Militärbündnisse über die Köpfe der 
Völker himreg verhandeln, sondern gleichberechtigte Partner. Sie 
schließt die Sowjetunion ebenso in den europäischen Rahmen ein wie 
Polen, Zypem, die USA und Kanada. Ihr erklärtes Ziel, die "Solidari- 
tät zwischen den Völkern” zu stärken und die frühere Konfrontation zu 
überwinden, kann erst jetzt in vollen Umfange in Angriff genommen 
werden. Menschenrechte, das Selbstbestinmngsrecht der Völker und 
ihre Zusammenarbeit auf wirtschaftlichen und kulturellen Gebiet - 
dieser Zusammenhang bildete den Grundgedanken der Schlußakte 
Helsinki vom August 1975. Alle NATO-Sttaen wie alle Staaten Mr) 
Warschauer Pakts sind - neben den Neutralen - Mitglieder der KSZE. Wo 
könnte es also ein besseres Forum geben, um über die schrittweise 
Auflösung der Mllitärpakte und die Entmilitarisierung zu beraten? Der 
Vorschlag der Sowjetunion, noch in diesem Jahr eine KSZE-Konferenz 
abzuhalten, sollte deshalb von den neuen Gruppierungen in der DDR 
aktiv unterstützt werden. In diesem Zusammenhang sollte man überle- 
gen, ob. die neuen Gruppierungen in der DDR nicht den Vorschlag 
unterbreiten oder unterstützen sollten, diese Konferenz in Prag 
abzuhalten. Prag ist ein europäisches Symbol, es liegt in der Mitte 
des Kontinents und könnte sehr gut die Hauptstadt der zukünftigen 
europäischen Organisation werden. 
In diesem Zusammenhang noch ein Wort: Es geht hier nicht nur wm die 
Verwirklichung der Prinzipien der Schlußakte von Helsinki, insbeson- 
dere von "Korb drei”, in der DDR. Wir müssen nicht Europa auf uns, 
vielmehr uns auf Europa beziehen. Die DDR ist nicht das einzige 
ag auf dieser Welt, ihre Probleme nicht die einzigen auf 
Kontinent. Die beiden deutschen Staaten, erst recht ein 
vereinigtes Deutschland, haben nicht nur zu nehmen, sondern glei 
maßen zu geben, beispielsweise im Umweltschutz. Europa kann nicht BR 4 f 
eine riesige Freihandelszone sein, in der die Starken den Schwachen 
diktieren, sondern muß zu einem Gebiet gegenseitiger Verantwortlich- 
keit werden, in die die ökonomische Potenz Deutschlands einzubringen 
ist. 
Es ist viel die Rede davon, daß die europäischen Völker besorgt sind 
über ein vereinigtes Deutschland. Sicherlich, aber noch viel besorg- 
ter sind die Politiker, die um ihre althergebrachten Institutionen 
fürchten, in denen sie sich eingerichtet haben und von denen sie 
leben. Von einem NATO-Generalsekretär beispielsweise wird man wohl 
nicht verlangen können, daß er begeistert ist über die Aussicht, die 
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Militärblöcke könnten überflüssig werden. Wer in dem verschlafenen 
Städtchen Bonn Politik treibt, muß Albträume haben bei dem Gedanken, 
in das brodelnde Berlin wmziehen zu müssen. Was die Völker anbelangt, 
gründet sich ihre Sorge auf den bitteren Erfahrungen der Vergangen- 
eit. Trotzdem sind sie - wenn man die Umfragen liest - uns nicht 
unfreundlich gesonnen und bereit, dem deutschen Wunsch nach Einheit 
eine Chance zu geben. Das trifft sogar auf Polen, die Tschechoslowa- 
kei und besonders die Sowjetunion zu. Ihre Sorgen bleiben dennoch und 
werden nur durch neue, positive Erfahrungen zu überwinden sein. Das 
setzt voraus, daß wir ihnen mit Offenheit begegnen und unsere eigenen 

®:insce und Ziele nicht verleugnen oder hinter unserem neugebackenen 
Europäertum verbergen. 


Grundsätzlich gilt: was aus Deutschland und Buropa wird, ist offen. 
Wir betreten einen völlig neuen Abschnitt der Geschichte, und das 
Neue enthält sowohl Überraschungen als auch Gefahren. Welche Wirt- 
schafts- und Sozialordnung beispielsweise vorherrschen wird, hängt ab 
vom gesellschaftlichen Kräfteverhältnis, u.a. davon, ob in der DDR 
schnell freie und starke Gewerkschaften - verbunden mit denen der 
Bundesrepublik - entstehen. Grundlage muß in jedem Fall die Demokra- 
tie sein. Auch das Selbstbestimmingsrecht des deutschen Volkes kann 
sich nur demokratisch durchsetzen. Der erste Schritt wäre, dem 
deutschen Volk überhaupt die Möglichkeit zu geben, seinen Willen 
auszudrücken, was nur in einer Volksabstimmung geschehen kann. Wollen 
wir die Einheit oder nicht? Die neuen Parteien der DDR sollten sich 
nicht zu fein sein, für eine solche Volksabstimmung, die in beiden 
Teilen Deutschlands stattzufinden hätte, einzutreten. Ferner - und 
dies gilt vor allem denen in der DDR, die Angst haben, geschluckt zu 
werden - muß eine Verfassung ausgearbeitet werden, in die die 
G:-tahrungen und Errungenschaften beider Teile Deutschlands eingehen. 
Lediglich das Grundgesetz der Bundesrepublik zu übernehmen, hieße auf 
eine Chance zu verzichten. Die Verfassung aber kann nur eine 
Verfassungsgebende Versammlung ausarbeiten, die aus freien Wahlen in 
beiden Teilen nach einheitlichem Wahlrecht hervorgegangen ist. 
Wir sollten keine Zeit verlieren, diesen demokratischen Weg zu be- 
schreiten. Ungeduld ist ebensowenig am Platze wie zögerliche Zurück- 
haltung. Wir werden noch eine zeitlang in provisorischen Staatsgebil- 
den leben, aber besonders für die Menschen in der DDR gilt, daß nicht 
nur Modelle an die Wand gemalt, sondern praktische Schritte begangen 
werden müssen. 
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Für diejenigen in der DDR, die sich im engeren Sinne in der Politik 
betätigen, verlangt das viel, denn sie müssen den gewohnten Boden 
verlassen, auf dem sie großgeworden sind und der ihre Vorstellungen 
weitgehend geprägt hat. Davon, wie entschlossen sie das tun, hängt 
ab, ob auch die bundesdeutschen Politiker aus ihrer selbstgerechten 

| Haltung des großen Onkels aus dem Westen herauskatapultiert werden 

| und sich ebenfalls auf neuen, gesamtdeutschen Boden stellen müssen. 

| Mit anderen Worten: nur eine aktive Deutschlandpolitik auch von 

- Seiten der neuen Gruppierungen in der DDR kann verhindern, daß die 
DDR der Bundesrepublik einfach als Beute in den Rachen fällt und üg 
40 Jahre Zweistaatlichkeit mit einer Katastrophe enden. u 
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